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AACHEN, DEN 04.07.2025 NR. 17

STÄDTEREGION A ACHEN
Allgemeinverfügung

Vollzug der Verordnung über die Anwendung besonde-
rer jagdlicher Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrika-
nischen Schweinepest (ASP-Jagdverordnung) zur Erle-
gung von Schwarzwild unter Verwendung von 
Nachtsichtvorsätzen und Nachtsichtaufsätzen 

Die Untere Jagdbehörde der StädteRegion Aachen erlässt 
als zuständige Behörde aufgrund § 19 Absatz 2 Satz 1 des 
Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen (LJG-NRW) fol-
gende Allgemeinverfügung: 

I. Erlegung von Schwarzwild unter Verwendung von 
Nachtsichtvorsätzen und Nachtsichtaufsätzen 
Zur Erlegung von Schwarzwild wird gem. § 19 Absatz 2 
Satz 1 des LJG-NRW eine Ausnahme vom Verbot der Ver-
wendung von Nachtsichtvorsätzen und Nachtsichtaufsät-
zen für Zielfernrohre, die einen Bildwandler besitzen, nach 
19 Abs. 1 Nr. 5a) Bundesjagdgesetz (BJagdG) für das Gebiet 
der StädteRegion Aachen zugelassen. 

II. Nebenbestimmungen 
1. Die Ausnahme vom jagdrechtlichen Verbot der Ver-

wendung von Nachtsichtvorsätzen und Nachtsicht-
aufsätzen für Zielfernrohre, die einen Bildwandler 
besitzen, nach § 19 Absatz 2 Satz 1 des LJG-NRW zur 
Erlegung von Schwarzwild erfolgt bis auf Widerruf. 

2. Bei der Verwendung von Nachtsichtvorsätzen und 
Nachtsichtaufsätzen bleiben die waffenrechtlichen 
Vorschriften unberührt. 

3. Die Geräte dürfen - anders als bei Sportoptiken - in 
Verbindung mit Schusswaffen über keine integrierten 
Vorrichtungen zum Beleuchten oder Anstrahlen des 
Ziels wie z. B. Infrarot-Aufheller, Lampen etc. verfügen. 

III. Bekanntgabe 
Diese Allgemeinverfügung gilt aufgrund § 41 Abs. 4 Satz 4 
Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen am 
Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung als bekannt 
gegeben. Sie wird mit diesem Zeitpunkt wirksam. 

IV. Begründung 
Aufgrund § 19 Absatz 1 Nr. 5a) BJagdG ist es verboten, u. a. 
Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles, 
Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine elektroni-
sche Verstärkung besitzen und für Schusswaffen bestimmt 

sind, beim Erlegen von Wild aller Art zu verwenden oder zu 
nutzen. Von diesem Verbot kann die Untere Jagdbehörde 
nach § 19 Abs. 2 Satz 1 LJG-NRW Ausnahmen zulassen. Ge-
mäß § 2 ASP-Jagdverordnung (ASP-JVO NRW) ist die Ver-
wendung von künstlichen Lichtquellen sowie von Nacht-
sichtaufsätzen und Nachtsichtvorsätzen (Dual-Use-Geräte) 
für Zielfernrohre, die eine elektronische Verstärkung besit-
zen, für die Bejagung von Wildschweinen für alle Jägerin-
nen und Jäger bereits zulässig.  Nun soll auf Widerruf die 
Zulassung der Wärmebildtechnik bei der Jagd auf Schwarz-
wild erfolgen.

Nach § 19 Absatz 2 Satz 1 LJG-NRW kann die Untere Jagd-
behörde in Einzelfällen u. a. die Verbote des § 19 Abs. 1 
BJagdG im Interesse der Volksgesundheit und der öffentli-
chen Sicherheit, im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt, 
zur Abwendung erheblicher Wildschäden, zum Schutz der 
Pflanzen- und Tierwelt sowie zu Forschungs- und Ver-
suchszwecken zeitweise einschränken.

Die Voraussetzungen der vorgenannten Rechtsgrundla-
gen sind gegeben. Mit der Erteilung der Allgemeinverfü-
gung geht gleichzeitig eine zeitweise Einschränkung des 
Verbots in § 19 Absatz 1 Nr. 5a BJagdG einher, was wieder-
um insbesondere im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
und zum Schutz der Tierwelt (Wild- und Hausschweine) 
geschieht. Bei der ASP handelt es sich um eine hochanste-
ckende Tierseuche, die mit erheblichen Leiden für die infi-
zierten Schweine verbunden ist und in der Regel tödlich 
verläuft. Darüber hinaus drohen für Nordrhein-Westfalen, 
vor allem den hier ansässigen schweinehaltenden, 
-schlachtenden und -verarbeitenden Betrieben, im Falle 
des Ausbruchs der ASP erhebliche Beschränkungen, die zu 
massiven wirtschaftlichen Schäden führen. Die behördli-
che Beauftragung bzw. die zeitweise Einschränkung ver-
folgt das Ziel, dieses im Interesse der öffentlichen Sicher-
heit abzuwehren. Die öffentliche Sicherheit umfasst neben 
der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung auch die der sub-
jektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen sowie der 
Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates oder sons-
tiger Träger von Hoheitsgewalt. 

Die zeitweise Einschränkung des Verbots ist geeignet, um 
die Bejagung von Schwarzwild zu fördern und zu optimie-
ren. Weiterhin ist sie erforderlich. Mildere, gleich wirksame 
Mittel zur Bekämpfung der ASP sind nicht ersichtlich. 
Schließlich ist die Einschränkung auch angemessen. Die 
damit einhergehenden Nachteile bzw. die Gefahren, die 
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aus der Nutzung grundsätzlich verbotener Waffen resultie-
ren können, wiegen nicht schwerer als die Ziele, die mit ihr 
verfolgt werden. Denn die Einschränkung dient der Tier-
seuchenbekämpfung und damit letztendlich der Tierge-
sundheit sowie der Verhinderung wirtschaftlicher Schä-
den.

Aachen, den 04.07.2025 Der Städteregionsrat
 Dr. Tim Grüttemeier

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 32 – Ordnungsamt
Zollernstr. 20, 52070 Aachen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

MAHMOUD SHANDIL RATHAUSSTRASSE 58
52222 STOLBERG

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Bußgeldbescheid 340620091468 17.02.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Ordnungsamt der Städte-
Region Aachen, Zollernstr. 20, 52070 Aachen und kann dort 
während der Öffnungszeiten von dem Empfänger oder ei-
nem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 30.06.2025 Der Städteregionsrat 
 i. A. Frau Blaskowitz 

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 

S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 36 – Straßenverkehrsamt
Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

DINC SERKAN KARL-FRIEDRICH-KLEES-
STR. 7
40476 DÜSSELDORF

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/129/VA/CS 02.07.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 02.07.2025 Der Städteregionsrat
 i. A. Frau Schürmann

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

OBYCZ KRYSTIAN 
PAWEL

KIRCHBRUCH 8
52156 MONSCHAU

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/128/VA/I6 30.06.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
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12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 30.06.2025 Der Städteregionsrat
 i. A. Frau Immelen


